
Bürgerbeteiligung

Kooperation hält den Rücken frei

[18.05.2016] Stadtwerke setzen die Energiewende lokal bereits erfolgreich um.
Neue Kooperationen mit der Bürgerschaft können zu einer zusätzlichen
Legitimation entsprechender Projekte führen. Das erfordert allerdings eine
Anpassung der bisherigen Arbeitsweise.

Dass Gemeinderatsmitglieder, interessierte Bürger und organisierte Gruppen in kommunalen

Unternehmen mitwirken, scheint heutzutage immer notwendiger zu werden. Die lokale Bevölkerung bei

ökologischen Transformationsprojekten mitzunehmen erhöht die Akzeptanz, denn neue Infrastrukturen

erfordern Investitionen, die vor Ort umstritten sein können oder zu Preisanpassungen führen. In

Rathäusern stellt die Bürgerbeteiligung inzwischen eine weit verbreitete Praxis dar. Stadtwerke haben es

hier nicht so leicht. Denn viele kommunale Unternehmen sind als GmbH organisiert, was die Transparenz

erschweren kann: Der Aufsichtsrat ist gesetzlich verpflichtet, sich unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu

treffen. Anders als bei den Ausschüssen im Rathaus haben nicht alle Mitglieder des Gemeinderats Zugang

zu den Sitzungen, mitunter ist nur ein Teil der Fraktionen im Kontrollgremium vertreten und die

Berichtsmöglichkeiten sind durch das GmbH- und Aktienrecht eingeschränkt.

Neue Legitimation

Erfahrungen mit Bürgerbeteiligung im Rathaus haben aber gezeigt, dass dadurch eine neue,

verfahrensbezogene Legitimation entstehen kann. Dieser von Stadtwerken bisher kaum genutzte Rückhalt

wird von der Sozialforschung als Throughput-Legitimation bezeichnet.

Hinsichtlich der Beteiligungslegitimation können sich Stadtwerke auf verschiedene Weise aufstellen, je

nachdem, ob sie Gemeinderäte, interessierte Einzelbürger oder (Umwelt-)Verbände und Bürgerinitiativen

einbeziehen. Dabei lassen sich drei Idealmodelle unterscheiden:

? Das Bürgermeistermodell nutzt die neue Legitimation am wenigsten. Hier ist der Aufsichtsrat relativ klein.

Ein Teil der Fraktionen des Gemeinderats bleibt außen vor, was die Spannungen erhöhen kann. Der

Bürgerschaft stehen keine Beteiligungsverfahren zur Verfügung.

? Beim Modell kommunikativer Dienstleister sind alle Fraktionen des Gemeinderats im Kontrollgremium

vertreten. Darüber hinaus können den Fraktionen zusätzlich Konsultationen angeboten werden.

Interessierte Bürger werden in einen Dialog einbezogen, der sich meist auf die Produkte und Leistungen

des Unternehmens bezieht.

? Das partizipative Unternehmen zeichnet sich neben einer breiten Vertretung des Gemeinderats durch

eine über die Rolle des Kunden hinausgehende Beteiligung für organisierte Gruppen aus, die sich für

ökologische Ziele engagieren. Sie können hierfür mit einem Stimmrecht ausgestattet werden.

Ein Ansatzpunkt für Bürgerbeteiligung ist die Einrichtung von Beiräten. Für eine Orientierung am Modell

kommunikativer Dienstleister bieten sich zum Beispiel Kundenforen an. Zu einem solchen Forum haben im

Jahr 2011 etwa die Stadtwerke Münster eingeladen. Die Wirkung lässt sich anhand der Äußerung eines

Teilnehmers veranschaulichen, der dem Unternehmen kritisch gegenüberstand: „Die Veranstaltung, der

Rahmen, die Vorbereitung und die Bereitschaft der Stadtwerkevertreter, sich der Kritik zu stellen, fand ich

äußerst zufriedenstellend.“

Beirat für Ökostromprojekte



Eine andere Form von Beiräten verfügt über einen Aktionsfonds. Bei den in der Nähe von Hamburg

gelegenen Stadtwerken in Norderstedt gibt es beispielsweise einen Beirat für den Ökostromtarif TuWatt.

Dieser verfügt – rechnerisch gesehen – über eine Summe von rund 1,8 Millionen Euro: Neben einem

Sockelbetrag von einer Million Euro legt das Unternehmen für jeden Kunden 1.000 Euro dazu. Von dem

Geld werden Projekte der Energiewende finanziert, etwa Blockheizkraftwerke, Smart-Grid-Lösungen oder

umweltpolitische Bildungsmaßnahmen. Vorschläge können alle Ökostromkunden unterbreiten. Ein von

ihnen gewählter Sprecherkreis arbeitet dann gemeinsam mit der Unternehmensleitung die Projekte aus.

Eine dritte Form von Beiräten beschäftigt sich mit politischen und strategischen Fragen. Diese Art von

Beirat kann in enger Kooperation mit Aufsichtsräten stehen (siehe Beispiel Paris).

Eine weitere Möglichkeit der Beteiligung liegt in der Erweiterung von Kontrollgremien. So haben die

Stadtwerke Potsdam vor einigen Jahren nach einer öffentlichen Kontroverse über Sponsoring-Aktivitäten

die Zahl der Sitze von neun auf zwölf erhöht, wodurch nicht mehr vier, sondern fünf von sieben Fraktionen

im Kontrollgremium vertreten sind. Da zusätzlich ein Kundenforum eingeführt wurde, haben sich die

Stadtwerke vom Bürgermeistermodell hin zum kommunikativen Dienstleister bewegt. In Münster sind

sogar alle Fraktionen im Aufsichtsrat der Stadtwerke vertreten. Die Vergrößerung des Aufsichtsrates führt

freilich nicht dazu, dass keine Konflikte mehr entstehen. Doch die Through-put-Legitimation zeigt sich etwa

in Potsdam darin, dass Auseinandersetzungen weniger leicht eskalieren. Die Beteiligung sorgt dafür, dass

ein breiter Teil des Gemeinderats die Geschäftsführung stärkt.

Im Rahmen der Energiewende fordern zunehmend auch Bürgerinitiativen eine Vertretung in

Kontrollgremien, so zum Beispiel in Berlin, wo ein diesbezüglicher Volksentscheid nur knapp gescheitert

ist. Als einen Zwischenschritt zu einem solchen Ziel können die Stadtwerke Norderstedt angesehen

werden: Hier tagt das Kontrollgremium öffentlich und es gibt zudem eine Bürgerfragestunde. Dies resultiert

aus dem Umstand, dass die Stadtwerke als Eigenbetrieb in öffentlicher Rechtsform organisiert sind.

Anders als bei einer GmbH sind die Sitzungen des Kontrollgremiums öffentlich. Befürchtungen, dass die

Konkurrenz von dieser Transparenz profitieren könnte, haben sich nicht bestätigt. Denn auch beim

Werkausschuss in Norderstedt gibt es für sensible Informationen einen nicht öffentlichen Sitzungsteil.

Paris ist partizipativ

Die Wasserbetriebe von Paris (Eau de Paris) sind noch einen Schritt weiter gegangen. Sie haben Umwelt-

und Verbraucherschutzverbänden im nicht öffentlich tagenden Verwaltungsrat insgesamt drei Sitze mit

Stimmrecht gegeben. Für eine breite Diskussion in der Öffentlichkeit besteht zudem ein politischer Beirat

(Observatorium). Hier werden Unternehmensberichte in Arbeitsgruppen analysiert und es finden

Diskussionen über strategische Fragen wie die Einführung eines neuen Tarifsystems statt. In dem

Gremium sind unterschiedliche Gruppen vertreten, von Bürgerinitiativen über soziale

Wohnungsunternehmen bis hin zur Wissenschaft – grundsätzlich stehen die Sitzungen allen Interessierten

offen. Der vom Beirat gewählte Vorsitzende ist auch im Kontrollgremium der Wasserbetriebe vertreten.

Damit erhält der Beirat ein formales Mitspracherecht, was von Bürgerinitiativen in Deutschland oft

gefordert wird. Die Pariser Wasserbetriebe kommen damit dem Idealtyp des partizipativen Unternehmens

relativ nahe.In Paris hat die Beteiligung – wo auch die Opposition eingebunden ist – zu einer Festigung der

Rekommunalisierung der Wasserbetriebe beigetragen. Selbst Parteien, die sich zuvor für eine private

Wasserversorgung ausgesprochen hatten, unterstützen nun die Eigenproduktion. Inzwischen ist zu

beobachten, dass bei der aktuellen Rekommunalisierungswelle im französischen Wassersektor immer

häufiger Bürgergruppen in den Kontrollgremien vertreten sind.

Jedes der angeführten Modelle hat seine eigene Berechtigung. In stark fragmentierten

Gemeindevertretungen, wo politische Entscheidungen nur schwer zustande kommen, kann es sinnvoll

sein, die wesentlichen politischen Kräfte nach dem Prinzip des Bürgermeistermodells an einen Tisch zu



holen. Gibt es vor allem Nachfragen von Kundenseite, die von nicht organisierten Bürgern geäußert

werden, können öffentliche Dialogveranstaltungen zu einer Legitimation durch Beteiligung führen.

Umweltverbände und organisierte Gruppen, die über ein eigenes Programm verfügen, könnten über

Aktionsfonds wie in Norderstedt oder über eine Verbindung von strategischem Beirat und Kontrollgremium

nach Pariser Vorbild gewonnen werden. Für kommunale Unternehmen gibt es also, je nach lokalen

Bedürfnissen, eine ganze Reihe von Gestaltungsmöglichkeiten. So können auch verschiedene

Instrumente und Ansätze kombiniert werden, wenn dies den örtlichen Erwartungen entgegenkommt.
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Dieser Beitrag ist in der Mai/Juni-Ausgabe von stadt+werk erschienen. Hier können Sie ein Exemplar

bestellen oder die Zeitschrift abonnieren.
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